
ECLI:DE:BGH:2022:290622BVIIZB52.21.0 

 
 

BUNDESGERICHTSHOF 
 

BESCHLUSS 
VII ZB 52/21 

vom 
 

29. Juni 2022 
 

in dem Rechtsstreit 
 
Nachschlagewerk: ja 

BGHZ: nein 

BGHR: ja 

ZPO § 520 Abs. 1, § 519b Abs. 1 Satz 2, §§ 518, 516, § 240 a.F.; BGB § 204 Abs. 2 

a) Das Gericht hat im Wege freier Beweiswürdigung zu klären, ob die Berufung der 
Partei fristgerecht eingegangen ist. Es hat den Sachverhalt vollständig und ohne 
Beschränkung auf die förmlichen Beweismittel des Zivilprozesses zu würdigen 
(st. Rspr. vgl. nur BGH, Beschluss vom 14. Februar 2017 
­ XI ZR 283/16, juris). 

b) Die Unaufklärbarkeit des rechtzeitigen Eingangs einer formwirksamen Beru-
fungsschrift fällt nicht in den Verantwortungsbereich des Rechtsmittelführers, 
wenn das Gericht die Akten vernichtet hat, ohne dass die Voraussetzungen 
hierzu vorgelegen haben. 

c) Ein Untätigbleiben der Parteien nach Beendigung einer gemäß § 240 ZPO a.F. 
eingetretenen Unterbrechung des Verfahrens stellt kein Nichtbetreiben des Ver-
fahrens im Sinne des § 204 Abs. 2 BGB dar, wenn das Gericht dem Verfahren 
von Amts wegen Fortgang geben muss (Bestätigung von BGH, Urteil vom 12. 
Oktober 1999 ­ VI ZR 19/99, NJW 2000, 132). 

BGH, Beschluss vom 29. Juni 2022 - VII ZB 52/21 - KG  
 LG Berlin 
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Der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 29. Juni 2022 durch den 

Vorsitzenden Richter Pamp, den Richter Dr. Kartzke sowie die Richterinnen 

Graßnack, Sacher und Borris 

beschlossen: 

Auf die Rechtsbeschwerde der Beklagten wird der Beschluss des 

2. Zivilsenats des Kammergerichts vom 5. August 2021 aufgehoben. 

Die Sache wird zur erneuten Entscheidung, auch über die Kosten 

des Rechtsbeschwerdeverfahrens, an das Berufungsgericht zurück-

verwiesen. 

Gegenstandswert: 208.760,48 € 

 

 

 

Gründe: 

I. 

Die Parteien standen seit 1990 in Geschäftsbeziehung. Die Klägerin ver-

langt die Bezahlung von zwei Rechnungen aus den Jahren 1999 und 2000 für 

von ihr vorgenommene Tierfutteruntersuchungen in Höhe von insgesamt 

453.500 DM (= 231.870,87 €), wobei sie sich eine Überzahlung aus einem frühe-

ren Auftrag in Höhe von 45.200 DM (= 23.110,39 €) anrechnen lässt. 

Das Landgericht hat der auf Zahlung der Differenz in Höhe von 

408.300 DM (= 208.760,46 €) gerichteten Klage durch Urteil vom 3. Dezember 
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2001 in vollem Umfang stattgegeben. Mit der Berufung möchte die Beklagte wei-

terhin die Abweisung der Klage erreichen. 

Im Laufe des Berufungsverfahrens im Jahr 2002 ist über das Vermögen 

der Beklagten das Insolvenzverfahren eröffnet worden, woraufhin das Verfahren 

bei Gericht weggelegt worden ist. Durch Beschluss vom 11. Mai 2006 hat das 

Amtsgericht C.      das Insolvenzverfahren mangels einer die Kosten des Verfah-

rens deckenden Masse eingestellt. Die Gerichtsakte ist mit Ablauf des Jahres 

2007 ganz überwiegend vernichtet worden. 

Mit Beschluss des Amtsgerichts L.          vom 13. Juni 2020, berichtigt 

durch Beschluss vom 29. September 2020, ist für die Beklagte ein Nachtragsli-

quidator bestellt worden mit dem Wirkungskreis der Abgabe aller erforderlichen 

Erklärungen zur Fortsetzung des Berufungsverfahrens gegen die Entscheidung 

des Landgerichts vom 3. Dezember 2001 sowie der Vertretung der Beklagten 

innerhalb dieses Verfahrens. Mit Schriftsatz vom 30. Juni 2020 hat die Beklagte 

die Fortsetzung des Verfahrens beantragt und die Einrede der Verjährung erho-

ben. 

Das Berufungsgericht hat die Berufung der Beklagten nach vorangegan-

genem Hinweis durch Beschluss als unzulässig verworfen. Hiergegen wendet 

sich die Beklagte mit der Rechtsbeschwerde. 

 

II. 

Die Rechtsbeschwerde der Beklagten hat Erfolg und führt zur Aufhebung 

der angefochtenen Entscheidung und zur Zurückverweisung der Sache an das 

Berufungsgericht. 
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1. Das Berufungsgericht hat zur Begründung seiner Entscheidung ausge-

führt, die Berufung sei als unzulässig zu verwerfen, weil sich nicht mit der erfor-

derlichen Gewissheit feststellen lasse, dass das Rechtsmittel form- und fristge-

recht eingelegt worden sei. Die Beweislast für die Rechtzeitigkeit der Berufung 

trage der Berufungsführer. Ihm dürfe aber nicht die Beweislast für Vorgänge auf-

erlegt werden, die er nicht aufklären könne, weil sie sich ausschließlich im ge-

richtsinternen Bereich abgespielt hätten und ihm daher unbekannt seien, wenn 

deren Unaufklärbarkeit allein in den Verantwortungsbereich des Gerichts falle. 

Unter Berücksichtigung dieses Prüfungsmaßstabs dürfte die Beklagte be-

reits den Nachweis schuldig geblieben sein, dass ihr das erstinstanzliche Urteil 

nicht bereits vor dem 19. Dezember 2001 zugestellt worden sei. Soweit sie Indi-

zien für die Zustellung am 19. Dezember 2001 vorgetragen habe, genügten diese 

nicht, um einen Fristbeginn an diesem Tag unterstellen zu können. Der Nachweis 

der Tatsache, dass der Beklagten das erstinstanzliche Urteil nicht vor dem 

19. Dezember 2001 zugestellt worden sei, könne nicht durch die Ablichtung einer 

Urteilsausfertigung, auf der der Eingangsstempel der Kanzlei des früheren Pro-

zessbevollmächtigten der Beklagten angebracht sei, geführt werden. Nach dem 

Eingangsstempel solle das Urteil zwar am 19. Dezember 2001 in der Kanzlei ein-

gegangen sein. Allerdings seien weder der Stempel noch die darauf angebrach-

ten Notizen mit einer Unterschrift versehen, so dass der Vorlage dieses Doku-

ments für sich betrachtet ein Beweiswert als Privaturkunde im Sinne des § 416 

ZPO a.F. nicht zukommen könne. Entsprechendes gelte für die Vorlage der Ab-

schrift der Berufungsschrift vom 21. Januar 2002. Zwar werde in dieser ­ korres-

pondierend zu dem Eingangsstempel der Kanzlei ­ die Zustellung des erstin-

stanzlichen Urteils am 19. Dezember 2001 mitgeteilt. Allerdings weise auch die-

ses Schriftstück eine Unterschrift des Ausstellers nicht aus, die jedoch für die 
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Annahme einer Privaturkunde im Sinne des § 416 ZPO a.F. zwingend erforder-

lich wäre. 

Selbst wenn zugunsten der Beklagten unterstellt würde, dass ihr das Urteil 

des Landgerichts am 19. Dezember 2001 ­ und nicht bereits früher ­ zugestellt 

worden sei, fehle es jedenfalls an einem Nachweis, dass die Berufung sodann 

innerhalb der Monatsfrist form- und fristgerecht eingelegt worden sei. 

Soweit die Beklagte auf eine Kopie des Berufungsschriftsatzes verweise, 

lasse sich weder der rechtzeitige Eingang des Schriftsatzes bei Gericht noch die 

Einhaltung der Formvorschriften feststellen. Die Faxzeile des eingereichten 

Schriftsatzes weise die Angabe "21-01-02 12:52 RAe K.                                       

ID = +49                   " aus. Dabei entspreche die in dem Briefkopf mitgeteilte Fax-

nummer derjenigen der Kanzlei. Dass die Berufung an das Berufungsgericht 

übersandt worden sei und gegebenenfalls wann, sei indes gerade nicht erkenn-

bar. 

Überdies lasse sich nicht feststellen, dass der Schriftsatz vom 21. Januar 

2002 den Anforderungen der § 518 Abs. 4, § 130 Nr. 6 ZPO a.F. genügt habe. 

Die Einlegung der Berufung erfordere danach eine Berufungsschrift, die von 

einem postulationsfähigen Rechtsanwalt eigenhändig unterzeichnet worden sei. 

Ob eine diesen Anforderungen entsprechende Berufungsschrift rechtzeitig beim 

Berufungsgericht eingereicht worden sei, lasse sich nicht erkennen. 

Weder aus der Verfügung des Vorsitzenden vom 25. März 2002, mit der 

der Klägerin aufgegeben worden sei, innerhalb von drei Monaten auf die Beru-

fungsbegründung zu erwidern, noch aus der Ladung zum Termin zur mündlichen 

Verhandlung oder der Aufhebung des Termins unter Hinweis auf die Unterbre-

chung des Verfahrens könne mit der erforderlichen Sicherheit geschlossen wer-

den, dass die Berufung unter Einhaltung sämtlicher Form- und Fristvorschriften 
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eingereicht worden sei. Bei der Annahme, dass die Unzulässigkeit der Berufung 

von dem damaligen Vorsitzenden übersehen worden sei, handele es sich nicht 

nur um eine theoretische Möglichkeit, die deshalb bei der Überzeugungsbildung 

außer Betracht zu bleiben habe. 

Die Unaufklärbarkeit des rechtzeitigen Eingangs der Berufung bei dem Be-

rufungsgericht sei auch nicht dem Verantwortungsbereich des Gerichts, sondern 

dem der Beklagten zuzuordnen. So habe dieser klar sein müssen, dass die Akten 

gemäß den Bestimmungen über die Aufbewahrung von Schriftgut der Justiz fünf 

Jahre nach Ablauf des Jahres, in dem diese weggelegt worden seien, vernichtet 

würden. Es sei nicht zutreffend, dass die hiesige Gerichtsakte unter Berücksich-

tigung der gesetzlichen Bestimmungen nicht hätte vernichtet werden dürfen. Das 

Insolvenzverfahren, das zu der Unterbrechung des hiesigen Verfahrens geführt 

habe, sei mit Beschluss des Amtsgerichts C.     vom 11. Mai 2006 mangels einer 

die Kosten des Verfahrens deckenden Masse eingestellt worden. Jedenfalls mit 

Ablauf des Jahres 2006 habe die gemäß den Bestimmungen über die Aufbewah-

rung von Schriftgut der Justiz geltende Aufbewahrungsfrist von fünf Jahren zu 

laufen begonnen. Bis zur Wiederaufnahme des Verfahrens durch die Beklagte im 

Jahr 2020 sei diese Frist bereits seit vielen Jahren abgelaufen gewesen. Auch 

der Virusbefall des Computersystems im Jahr 2019 habe sich wegen der jeden-

falls seit dem Jahr 2012 zulässigerweise vernichteten Akten auf die Rechte der 

Beklagten von vornherein nicht negativ auswirken können. 

Das Landgericht habe als aktenführende Behörde alle in Betracht kom-

menden Maßnahmen getroffen, um die Akten vollständig zu rekonstruieren. Auch 

dem Prozessbevollmächtigten der Beklagten sei ­ wie er selbst dem Landgericht 

mitgeteilt habe ­ eine weitere Beschaffung von Aktenbestandteilen nicht möglich. 

Die Möglichkeiten der Rekonstruktion der Akten seien damit vollständig ausge-

schöpft. 
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Da die Beklagte den fehlenden Nachweis der Zulässigkeit der Berufung 

selbst zu vertreten habe, lägen auch die Voraussetzungen für eine Wiedereinset-

zung in den vorigen Stand nicht vor. Es bedürfe deshalb auch keiner Entschei-

dung, ob in dem Vorbringen der Beklagten unter Umständen ein konkludenter 

Antrag auf Wiedereinsetzung zu sehen sein könnte oder ob eine Wiedereinset-

zung ausnahmsweise ohne Antrag von Amts wegen zu gewähren wäre. 

Die Berufung wäre zudem aber auch unbegründet. Die Beklagte könne 

sich nicht mit Erfolg auf die Verjährung des Anspruchs berufen. Zwar beginne die 

Frist des § 204 Abs. 2 Satz 2 BGB grundsätzlich zu laufen, wenn der Grund der 

Unterbrechung ­ wie hier durch Beschluss des Amtsgerichts C.     vom 11. Mai 

2006 ­ wegfalle und die Parteien gleichwohl nichts unternähmen. Etwas Anderes 

gelte aber, wenn es der von der Verjährung nachteilig betroffenen Partei nicht 

möglich oder zumutbar gewesen sei, das Verfahren zu fördern. Dies sei hier der 

Fall. Die Erhebung der Einrede der Verjährung durch die Beklagte verstoße au-

ßerdem gegen den Grundsatz von Treu und Glauben nach § 242 BGB. Die Be-

klagte habe außerdem ihre Parteifähigkeit verloren. 

2. Die gemäß § 574 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, § 522 Abs. 1 Satz 4 ZPO statt-

hafte Rechtsbeschwerde ist zulässig, weil die Sicherung einer einheitlichen 

Rechtsprechung eine Entscheidung des Rechtsbeschwerdegerichts erfordert 

(§ 574 Abs. 2 Nr. 2 Alt. 2 ZPO). 

Die geltenden Vorschriften über die Rechtsbeschwerde finden nach den 

Grundsätzen des intertemporalen Zivilprozessrechts mangels vorrangiger ge-

setzlicher Übergangsbestimmungen Anwendung (vgl. hierzu BGH, Urteil vom 

2. Februar 2011 ­ VIII ZR 190/10 Rn. 11, BGHZ 188, 164; Beschluss vom 

23. April 2007 ­ II ZB 29/05 Rn. 25, BGHZ 172, 136; jeweils m.w.N.). Übergangs-

vorschriften für Revision und Beschwerde sieht § 26 Nr. 7 und 10 EGZPO nur für 
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Verfahren vor, in denen die mündliche Verhandlung, auf die die anzufechtende 

Entscheidung ergeht, vor dem 1. Januar 2002 geschlossen worden ist, der Zeit-

punkt für die Einreichung von Schriftsätzen im schriftlichen Verfahren vor dem 

1. Januar 2002 liegt oder die anzufechtende Entscheidung vor dem 1. Januar 

2002 verkündet oder der Geschäftsstelle übergeben worden ist. Diese Voraus-

setzungen sind nicht erfüllt, weil die angefochtene Entscheidung des Berufungs-

gerichts nach dem 1. Januar 2002 ergangen ist. 

3. Die Rechtsbeschwerde hat auch in der Sache Erfolg. 

Auf das Berufungsverfahren sind gemäß § 26 Nr. 5 Satz 1 EGZPO die am 

31. Dezember 2001 geltenden Vorschriften der Zivilprozessordnung (im Folgen-

den: ZPO a.F.) weiter anzuwenden, weil die mündliche Verhandlung, auf die das 

anzufechtende Urteil des Landgerichts ergangen ist, vor dem 1. Januar 2002 ge-

schlossen worden ist. 

Das Berufungsgericht hat mit seiner Annahme, die Berufung sei nicht 

rechtzeitig innerhalb eines Monats nach Zustellung des erstinstanzlichen Urteils 

(§ 516 ZPO a.F.) eingegangen, die Verfahrensgrundrechte der Beklagten auf Ge-

währung rechtlichen Gehörs gemäß Art. 103 Abs. 1 GG und wirkungsvollen 

Rechtsschutz gemäß Art. 2 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 20 Abs. 3 GG verletzt und ihr 

den Zugang zu einer in der Verfahrensordnung eingeräumten Instanz in unzu-

mutbarer, aus Sachgründen nicht mehr zu rechtfertigender Weise erschwert (vgl. 

BGH, Beschluss vom 26. Juni 2019 ­ VII ZB 61/18 Rn. 8, NJW-RR 2019, 1022; 

Beschluss vom 29. März 2012 ­ V ZB 176/11 Rn. 4, juris). 

a) Verfahrensfehlerhaft geht das Berufungsgericht zunächst davon aus, 

dass die Beklagte den Nachweis nicht geführt habe, ihr sei das landgerichtliche 

Urteil nicht vor dem 19. Dezember 2001 zugestellt worden. Diese Annahme kann 

nicht allein darauf gestützt werden, dass eine Privaturkunde im Sinne des § 416 
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ZPO a.F. nicht vorgelegt worden sei, aus der sich die Zustellung des Urteils am 

19. Dezember 2001 ergebe. 

Das Gericht hat im Wege freier Beweiswürdigung zu klären, ob die auf den 

21. Januar 2002 datierte Berufung der Beklagten bereits deswegen nicht mehr 

als fristgerecht anzusehen war, weil das Urteil des Landgerichts der Beklagten 

bereits vor dem 19. Dezember 2001 zugestellt worden ist (vgl. zum Prüfungs-

maßstab BGH, Beschluss vom 14. Februar 2017 ­ XI ZR 283/16 Rn. 13, juris; 

Beschluss vom 9. November 2010 ­ VI ZR 249/09 Rn. 4, NJW-RR 2011, 284; 

Urteil vom 29. September 2010 ­ XII ZR 41/09 Rn. 16 m.w.N., NJW 2011, 778). 

Der Umstand, dass der Berufungsführer den Beweis nicht durch Vorlage einer 

Privaturkunde im Sinne des § 416 ZPO a.F. führen kann, hat entgegen der Auf-

fassung des Berufungsgerichts nicht zur Folge, dass der Beweis allein aus die-

sem Grund als nicht geführt anzusehen ist. Das Gericht hat den Sachverhalt viel-

mehr vollständig und ohne Beschränkung auf die förmlichen Beweismittel des 

Zivilprozesses zu würdigen. Eine solche umfassende Würdigung der Umstände 

des vorliegenden Falls hat das Berufungsgericht nicht vorgenommen. Hierzu ge-

hörte die Bewertung der vorhandenen Indizien für eine Zustellung des landge-

richtlichen Urteils am 19. Dezember 2001, nämlich die Vorlage eines Urteils mit 

einem Abdruck des Eingangsstempels der Kanzlei des Prozessbevollmächtigten 

des Berufungsführers sowie die Mitteilung in der Berufungsschrift, das Urteil des 

Landgerichts sei in dem aus dem Eingangsstempel ersichtlichen Zeitpunkt tat-

sächlich zugestellt worden. Diese Indizien sind geeignet, die Annahme zu stüt-

zen, dass der Beklagten das Urteil des Landgerichts am 19. Dezember 2001 zu-

gestellt worden ist. 

b) Rechtsfehlerhaft geht das Berufungsgericht weiter davon aus, dass die 

Unaufklärbarkeit des rechtzeitigen Eingangs einer formwirksamen Berufungs-

schrift nicht in den Verantwortungsbereich des Gerichts falle, sondern von der 
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Beklagten zu vertreten sei, mit der Folge, dass die Berufung als unzulässig zu 

verwerfen sei. Die Voraussetzungen, unter denen die Gerichtsakten weggelegt 

und vernichtet werden durften, lagen auch für den vom Berufungsgericht ange-

nommenen spätesten Zeitpunkt im Jahr 2012 nicht vor. 

aa) Das Berufungsverfahren war durch die Eröffnung des Insolvenzver-

fahrens über das Vermögen der Beklagten gemäß § 240 Satz 1 ZPO a.F. unter-

brochen, bis es nach den für das Insolvenzverfahren geltenden Vorschriften auf-

genommen oder das Insolvenzverfahren beendet würde. Das Insolvenzverfahren 

ist infolge der Einstellung des Insolvenzverfahrens mangels einer die Kosten des 

Verfahrens deckenden Masse (§ 207 Abs. 1 Satz 1 InsO) durch Beschluss des 

Amtsgerichts C.      vom 11. Mai 2006 beendet worden (vgl. BGH, Beschluss vom 

28. September 1989 ­ VII ZR 115/89, NJW 1990, 1239, juris Rn. 9; Urteil vom 

8. Januar 1962 ­ VII ZR 65/61, BGHZ 36, 258, juris Rn. 21 zur Konkursordnung). 

Damit war auch die durch § 240 ZPO a.F. eingetretene Unterbrechung des Ver-

fahrens beendet. 

bb) Die Voraussetzungen für ein Weglegen der Akten wegen Nichtbetrei-

bens des Verfahrens durch die Parteien über einen Zeitraum von sechs Monaten 

hinweg nach den Bestimmungen der Aktenordnung für die Gerichte der ordentli-

chen Gerichtsbarkeit und die Strafverfolgungsbehörden mit ergänzenden Best-

immungen für das Land B.        ­ Aktenordnung ­ (Stand: September 2008) sind 

im Jahr 2012, in dem die Akten nach Auffassung des Berufungsgerichts jeden-

falls hätten vernichtet werden dürfen, nicht erfüllt gewesen. 

(1) Nach § 7 Abs. 2 der Aktenordnung ist die Weglegung der Akten anzu-

ordnen, sobald die Angelegenheit oder das Verfahren beendet ist oder als been-

det gilt. Für die Anordnung der Weglegung der Akten in bürgerlichen Rechtsstrei-
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tigkeiten gilt eine Angelegenheit, deren endgültige Erledigung (z.B. durch Ver-

gleich, rechtskräftig gewordenes Urteil usw.) sich nicht ohne weiteres aus den 

Akten ergibt, gemäß § 7 Abs. 3 Buchst. e) Aktenordnung als erledigt, wenn ein 

Verfahren seit sechs Monaten nicht betrieben worden ist. § 240 ZPO ist zu be-

achten. Wegen der Dauer der Aufbewahrung weggelegter Akten, ihrer Ausson-

derung und Vernichtung oder Ablieferung an andere Stellen gelten gemäß § 7 

Abs. 9 Aktenordnung die darüber erlassenen besonderen Vorschriften. Die auf-

grund § 2 des Gesetzes zur Aufbewahrung von Schriftgut der Justiz des Landes 

B.      ­ Schriftgutaufbewahrungsgesetz ­ vom 24. November 2008 (GVBl. 2008, 

S. 410) erlassene Verordnung über die Aufbewahrung von Schriftgut der ordentli-

chen Gerichtsbarkeit, der Staatsanwaltschaften, der Amtsanwaltschaft, der Jus-

tizvollzugsbehörden sowie der Sozialen Dienste der Justiz ­ Schriftgutaufbewah-

rungsverordnung ­ vom 16. April 2010 (GVBl. 2010, S. 205) sieht eine Aufbewah-

rungsfrist für Gerichtsakten der ordentlichen Gerichtsbarkeit bei den Landgerich-

ten mit dem Registerzeichen O von fünf Jahren vor (§ 1 Abs. 1 Schriftgutaufbe-

wahrungsverordnung i.V.m. Anlage Nr. 312 Buchst. b)). 

(2) Das Untätigbleiben der Parteien nach Beendigung der gemäß § 240 

ZPO a.F. eingetretenen Unterbrechung des Verfahrens über einen Zeitraum von 

sechs Monaten hinweg ist nicht als ein Nichtbetreiben des Verfahrens anzuse-

hen. 

Der Rechtsstreit wird nach Beendigung einer Unterbrechung des Verfah-

rens gemäß § 240 ZPO a.F. in dem Stadium fortgesetzt, in dem er sich vor der 

Unterbrechung befunden hat. Im Zeitpunkt der Unterbrechung des Verfahrens 

hatte das Berufungsgericht gemäß § 520 Abs. 1 ZPO a.F. Termin zur mündlichen 

Verhandlung bestimmt. Es hatte erneut von Amts wegen gemäß § 520 Abs. 1 

ZPO a.F. Termin zur mündlichen Verhandlung zu bestimmen, wenn die Berufung 

nicht gemäß § 519b Abs. 1 Satz 2 ZPO a.F. als unzulässig zu verwerfen war. 
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Eines Antrags der Parteien hierzu bedurfte es nicht. Ein Nichtbetreiben des Ver-

fahrens durch die Parteien ist unbeschadet der Frage, ob ein Betreiben des Ver-

fahrens für die Klägerin nach Aufhebung des Insolvenzverfahrens über das Ver-

mögen der Beklagten mangels einer die Kosten des Verfahrens deckenden 

Masse überhaupt zumutbar war und ob deswegen in ihrer Person ein triftiger 

Grund für das Nichtbetreiben des Verfahrens bestand (vgl. hierzu BGH, Urteil 

vom 6. Mai 2004 ­ IX ZR 205/00, NJW 2004, 3418, juris Rn. 11; Urteil vom 

27. Januar 1999 ­ XII ZR 113/97, NJW 1999, 1101, juris Rn. 16 ff.; jeweils 

m.w.N.), nicht anzunehmen, weil das Berufungsgericht dem Verfahren von Amts 

wegen Fortgang geben musste (vgl. BGH, Urteil vom 7. Februar 2013 

­ VII ZR 263/11 Rn. 16 m.w.N., NJW 2013, 1666; Urteil vom 12. Oktober 1999 

­ VI ZR 19/99, NJW 2000, 132, juris Rn. 14; Urteil vom 10. Juli 1979 

­ VI ZR 81/78, NJW 1979, 2307, juris Rn. 16). Das Berufungsgericht durfte da-

nach die Gerichtsakten nicht weglegen oder diese sogar vernichten. 

4. Die angefochtene Entscheidung kann daher keinen Bestand haben und 

ist aufzuheben. Die Sache ist zur erneuten Entscheidung an das Berufungsge-

richt zurückzuverweisen (§ 577 Abs. 4 Satz 1 ZPO). Der Senat kann in der Sache 

nicht selbst entscheiden (§ 577 Abs. 5 ZPO), weil das Berufungsgericht über die 

Begründetheit der Berufung nicht tragend entschieden hat (vgl. BGH, Beschluss 

vom 2. Februar 2012 ­ V ZB 184/11 Rn. 12, NJW-RR 2012, 397; Urteil vom 

10. Dezember 1953 ­ IV ZR 48/53, BGHZ 11, 222, 223 ff.) und der Rechtsstreit 

in der Hauptsache nicht zur Endentscheidung reif ist. 
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III. 

Sollte das Berufungsgericht nach Würdigung aller Umstände von der Zu-

lässigkeit der Berufung ausgehen, weist der der Senat für das weitere Verfahren 

vorsorglich auf Folgendes hin: 

Da das Berufungsgericht das Verfahren nach Beendigung der gemäß 

§ 240 ZPO a.F. eingetretenen Unterbrechung von Amts wegen fortzusetzen 

hatte, liegt in dem Untätigbleiben der Parteien nach Beendigung der Unterbre-

chung des Verfahrens kein Nichtbetreiben des Rechtsstreits. Ein Verfahrensstill-

stand nach der gemäß Art. 229 § 6 Satz 1 EGBGB anwendbaren Vorschrift des 

§ 204 Abs. 2 BGB n.F., ist damit nicht eingetreten (vgl. BGH, Urteil vom 

12. Oktober 1999 ­ VI ZR 19/99, NJW 2000, 132, juris Rn. 14; Urteil vom 10. Juli 

1979 ­ VI ZR 81/78, NJW 1979, 2307, juris Rn. 16; jeweils zu § 211 Abs. 2 BGB 

a.F.). Die infolge der Klageerhebung gemäß § 209 Abs. 1 BGB a.F. eingetretene 

Unterbrechung der Verjährung hat danach nicht gemäß § 204 Abs. 2 BGB n.F. 
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mit der letzten Prozesshandlung der Parteien oder des Gerichts geendet, son-

dern dauerte in dem Zeitpunkt noch fort, in dem die Beklagte die Fortsetzung des 

Berufungsverfahrens verlangt hat. 

 

Pamp                                                   Kartzke                                     Graßnack 

                           Sacher                                                Borris 

Vorinstanzen: 

LG Berlin, Entscheidung vom 03.12.2001 - 5 O 185/01 -  

KG, Entscheidung vom 05.08.2021 - 2 U 18/02 -  


